
VGH München: Entziehung der Fahrerlaubnis wegen Mischkonsums von Cannabis und Al-
kohol außerhalb des Straßenverkehrs nach Neuerteilung der Fahrerlaubnis aufgrund positiver 
Begutachtung, Drogenabstinenz als Voraussetzung der positiven Prognose, Gelegentlicher 
Cannabiskonsum (bejaht)
Entziehung der Fahrerlaubnis wegen Mischkonsums von Cannabis und Alkohol außer-
halb des Straßenverkehrs nach Neuerteilung der Fahrerlaubnis aufgrund positiver Be-
gutachtung, Drogenabstinenz als Voraussetzung der positiven Prognose, Gelegentlicher 
Cannabiskonsum (bejaht)

Ist der Betroffene, dem die Fahrerlaubnis nach einer Trunkenheitsfahrt (Alkohol und Canna-
bis und Amphetamin) entzogen und später aufgrund eines positiven Gutachtens, das Drogen-
abstinenz voraussetzte, neu erteilt worden, durch erneuten Mischkonsum von Cannabis und 
Alkohol außerhalb des Verkehrs aufgefallen, ist die Fahrerlaubnis zu entziehen. (redaktionel-
ler Leitsatz)

VGH München, Beschl. v. 30.9.2025 – 11 ZB 25.1383

Zum Sachverhalt
Der Kläger wendet sich gegen die Entziehung seiner Fahrerlaubnis der Klassen A, A1, A2, 
AM, B und L.

Mit rechtskräftigem Urteil vom 11.7.2013 hatte das Amtsgericht Cham den Kläger wegen 
fahrlässiger Trunkenheit im Verkehr (§ STGB § 316 Abs. STGB § 316 Absatz 1, STGB § 316 
Absatz 2 StGB) in Tatmehrheit mit vorsätzlicher Körperverletzung zu einer zur Bewährung 
ausgesetzten sechsmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt, ihm die Fahrerlaubnis entzogen und 
eine Wiedererteilungssperre bis zum 10.7.2014 verhängt. Dem lag zugrunde, dass der Kläger 
am 17.5.2012 unter dem Einfluss von Alkohol (Blutalkoholkonzentration 1,44 ‰), Cannabis 
(THC-Konzentration 1,8 ng/ml) und Amphetamin (68 ng/ml) einen Pkw geführt hatte und in 
eine Personengruppe gefahren war, die sich vor einer Diskothek aufhielt. Dabei geriet eine 
Person unter den Pkw und konnte sich erst befreien, nachdem andere den Pkw aufgehalten 
hatten. Der Kläger parkte seinen Pkw ein, stieg aus, ohrfeigte den Geschädigten nach kurzer 
Diskussion und entfernte sich vom Unfallort, ohne seine Personalien und die Art seiner Betei-
ligung anzugeben. Als Vorstrafen führte das Amtsgericht in seiner Entscheidung mehrere 
Verurteilungen wegen vorsätzlicher bzw. gefährlicher Körperverletzung, Bedrohung, Beleidi-
gung und Sachbeschädigung auf.

Am 21.12.2015 erteilte das Landratsamt … dem Kläger erneut eine Fahrerlaubnis, nachdem 
er zu den strafgerichtlich abgeurteilten Sachverhalten ein medizinisch-psychologisches Gut-
achten vom 18.12.2015 mit der Prognose vorgelegt hatte, dass er trotz der Hinweise auf frühe-
ren Drogenmissbrauch ein Kraftfahrzeug der Gruppe 1 sicher führen könne und nicht mehr zu 
erwarten sei, er werde ein Kraftfahrzeug unter dem Einfluss von Betäubungsmitteln oder an-
deren psychoaktiven Stoffen, insbesondere Alkohol, oder im Mischkonsum mit Betäubungs-
mitteln oder deren Nachwirkungen führen. Nach seinen Angaben im Untersuchungsgespräch 
hatte der Kläger bis September 2013 Drogen und Alkohol konsumiert. Die Gutachter stellten 
eine schwere Alkohol- und Drogenproblematik sowie eine fortgeschrittene polyvalente Dro-
genproblematik fest. Die behördliche Frage könne nur in einem für den Kläger günstigen Sinn 
beantwortet werden, wenn zukünftig von Drogenabstinenz auszugehen sei.
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Am 27.11.2022 ergab eine ihm als Beschuldigter in einem polizeilichen Ermittlungsverfahren 
entnommene Blutprobe eine Blutalkoholkonzentration von 0,89 ‰ und einen THC-Wert von 
4,7 ng/ml.
Unter Bezugnahme auf diesen Sachverhalt und die Feststellungen im Fahreignungsgutachten 
vom 18.12.2015 (fortgeschrittene Drogenproblematik, Mischkonsum) forderte das Landrats-
amt den Kläger mit Schreiben vom 22.6.2023 auf, bis 23.8.2023 ein medizinisch-psychologi-
sches Gutachten zu der Frage beizubringen, ob er trotz des von ihm in der Vergangenheit 
praktizierten gleichzeitigen Konsums von Cannabis und Alkohol in der Lage sei, ein Kraft-
fahrzeug sicher zu führen, und ausgeschlossen werden könne, dass er in einem derart be-
rauschten Zustand ein Kraftfahrzeug führen werde, bzw. ob er künftig in der Lage sein werde, 
den Konsum von Cannabis und Alkohol hinreichend sicher zu trennen.

Nachdem der Kläger sein Einverständnis mit einer Begutachtung erklärt hatte, legte er in der 
Folge kein Gutachten vor. Im Rahmen der Anhörung zur beabsichtigten Entziehung der Fah-
rerlaubnis verwies er mit Schreiben vom 4.9.2023 auf das positive Fahreignungsgutachten aus 
dem Jahr 2015 und machte geltend, dass nach Neuerteilung der Fahrerlaubnis zu keinem be-
kannten Zeitpunkt eine Situation die Vermutung nahelege, dass ihm die Fahreignung fehle. 
Der Zwischenfall vom November 2022 habe mit dem Straßenverkehr nicht viel gemein und 
sei gerichtlich noch nicht geklärt. Zwischen dem Genuss von Alkohol und Cannabis habe nie 
eine Verbindung zur Verkehrsteilnahme bestanden. Es gebe auch keinen Verstoß, der dies 
vermuten lasse. Er habe zu keinem Zeitpunkt aktiv am Straßenverkehr teilgenommen, auch 
nicht zu Fuß. Die Polizei habe auch nicht die Autoschlüssel sicherstellen müssen. Es sei im-
mer eine deutliche Trennung bzw. Abgrenzung zwischen Konsum und der Teilnahme am öf-
fentlichen Verkehr erkennbar. Der Konsum sog. weicher Drogen stelle keine Straftat dar. Es 
gebe keine Beweise, die eine Teilnahme am Straßenverkehr vermuten ließen.

Mit Bescheid vom 8.9.2023 entzog das Landratsamt dem Kläger die Fahrerlaubnis und ver-
pflichtete ihn, seinen Führerschein innerhalb von sieben Tagen nach der Zustellung des Be-
scheids abzuliefern. Zur Begründung ist u. a. ausgeführt, dass es aufgrund der diagnostizierten 
fortgeschrittenen Betäubungsmittelproblematik grundsätzlich erforderlich sei, sich aller Be-
täubungsmittel zu enthalten. In seinem Blut seien Cannabis und Alkohol jeweils in verkehrssi-
cherheitsrelevanten Mengen festgestellt worden. Ein Mischkonsum von Cannabis und Alko-
hol sei (auch ohne tatsächliche Verkehrsteilnahme) fahreignungsrelevant (vgl. Nr. 9.2.2 der 
Anlage FEV 4 FeV in der zum damaligen Zeitpunkt geltenden Fassung).

Hiergegen ließ der Kläger durch seinen Prozessbevollmächtigten am 6.10.2023 Klage beim 
Verwaltungsgericht Regensburg erheben und am 14.11.2023 die Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes beantragen. Dem Antrag gab das Verwaltungsgericht mit Beschluss vom 
8.2.2024 im Wesentlichen statt. Eine Beschwerde des Beklagten hatte Erfolg (BayVGH, B. v. 
5.6.2024 – VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS24324 11 CS 24.324 – juris).

Die Klage wies das Verwaltungsgericht mit Urteil vom 26.5.2025 unter Bezugnahme auf den 
Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom VGHMUENCHEN 5.6.2024 im 
Eilverfahren ab. Soweit der Kläger einen gelegentlichen Cannabiskonsum nach dem 
18.12.2015 bestreite, ergebe sich dieser aus seiner Äußerung vom 4.9.2023 im Verwaltungs-
verfahren. Ein zeitlicher Zusammenhang zwischen Konsumvorgängen bis September 2013 
(bis dahin werde ein Mischkonsum eingeräumt) und November 2022 sei daher nicht erforder-
lich. Mischkonsum von Cannabis und Alkohol, der in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht 
zu einer kombinierten Rauschwirkung führen könne, schließe die Fahreignung unabhängig 
von einer Teilnahme am Straßenverkehr aus. Diese Voraussetzungen hätten beim Kläger mit 
einer BAK von 0,89 ‰ (verminderte Fahrtüchtigkeit bei forensisch nachweisbarer BAK von 
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0,3 ‰ bis 0,4 ‰) und einer THC-Konzentration von 4,7 ng/ml (analytischer Grenzwert nach 
alter Rechtslage bei 1 ng/ml) vorgelegen. Da der Eignungsprognose in dem noch verwertba-
ren Gutachten ausdrücklich das Einhalten einer – mittlerweile aufgegebenen – Drogenabsti-
nenz zugrunde liege, stehe die Ungeeignetheit des Klägers fest. Anhaltspunkte dafür, dass die 
gutachterliche Forderung nach Drogenabstinenz als Voraussetzung der Fahreignung nicht 
mehr aussagekräftig sein könnte, seien weder vorgetragen noch ersichtlich. Die Anordnung 
eines Gutachtens sei somit nach § FEV § 11 Abs. FEV § 11 Absatz 7 FeV entbehrlich gewe-
sen. § FEV § 11 Abs. FEV § 11 Absatz 7 FeV und § FEV § 11 Abs. FEV § 11 Absatz 8 Satz 
1 FeV, auf den sich die Entziehung der Fahrerlaubnis stütze, seien keine Ermessensvorschrif-
ten, sondern zwingendes Recht und die Rechtsgrundlagen daher austauschbar. Soweit die Be-
teiligten in der mündlichen Verhandlung diskutiert hätten, unter welchen Voraussetzungen 
dem Kläger ggf. eine Fahrerlaubnis neu erteilt werden könne, sei dies nicht Gegenstand des 
Entziehungsbescheids. Der Kläger sei insoweit auf ein Neuerteilungsverfahren (§ FEV § 20 
FeV) zu verweisen.

Mit seinem Antrag auf Zulassung der Berufung, dem der Beklagte entgegentritt, macht der 
Kläger ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen Urteils, rechtliche Schwie-
rigkeiten und die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. Dazu lässt er ausführen, 
das Verwaltungsgericht habe die Klageabweisung fälschlich auf einen einmaligen Mischkon-
sum von Alkohol und Cannabis gestützt, der lediglich für den 27.11.2022 festgestellt sei und 
im Übrigen vom Gericht vermutet werde, was rechtlich und tatsächlich zweifelhaft sei. Nach 
ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs sei ein Mischkonsum nur relevant, 
wenn er zeitlich und mengenmäßig zu einer kombinierten Rauschwirkung führen könne. Für 
eine solche Wirkungskumulation müsse es belastbare Anhaltspunkte geben, etwa durch be-
kannte Mengen oder Zeitpunkte des Konsums. Ohne diese sei die Annahme fehlender Fahr-
eignung nicht haltbar. Abgesehen vom 27.11.2022 sei ein derartiger Konsum weder nachge-
wiesen noch könne er ohne weitere konkrete Anhaltspunkte unterstellt werden. Der einmalige 
Mischkonsum sei außerhalb des öffentlichen Straßenverkehrs erfolgt. Vor diesem Hinter-
grund reichten die vorliegenden Erkenntnisse nicht aus, um ohne Weiteres eine fehlende Fahr-
eignung anzunehmen. Gemäß § FEV § 14 Abs. FEV § 14 Absatz 1 Satz 3 FeV aF sei bei ge-
legentlichem Cannabiskonsum und zusätzlichem Alkoholgenuss grundsätzlich ein medizi-
nisch-psychologisches Gutachten einzuholen gewesen, das nach dem Willen des Gesetzgebers 
keine bloße Option und auch hier nicht entbehrlich sei. Die Entziehung der Fahrerlaubnis 
ohne vorherige Gutachtensanordnung stelle einen unverhältnismäßigen Eingriff in das Grund-
recht auf allgemeine Handlungsfreiheit (Art. GG Artikel 2 Abs. GG Artikel 2 Absatz 1 GG) 
dar. Das Gericht gehe lediglich aufgrund von Mutmaßungen davon aus, dass der Kläger gele-
gentlich Cannabis konsumiert habe. Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen 
(OVGMUENSTER Aktenzeichen 16 B 638/19) habe in einem vergleichbaren Fall entschie-
den, dass selbst bei Mischkonsum nicht automatisch ohne medizinisch-psychologisches Gut-
achten von fehlender Fahreignung ausgegangen werden dürfe. Ferner weise die Rechtssache 
besondere rechtliche Schwierigkeiten auf. Sie bewege sich im Spannungsfeld zwischen der 
aktuellen Auslegung der Fahrerlaubnis-Verordnung, der verfassungsrechtlich geschützten 
Handlungsfreiheit und der sich wandelnden Bewertung von Cannabis- und Alkoholkonsum. 
Es sei höchstrichterlich nicht abschließend geklärt, unter welchen Voraussetzungen ein sol-
cher Mischkonsum ohne Verkehrsbezug und ohne konkrete Wirkungskumulation die Fahreig-
nung entfallen lasse. Die Rechtsprechung verlange in Fällen des Mischkonsums von Alkohol 
und Cannabis regelmäßig eine konkrete Wirkungskumulation oder zumindest belastbare Hin-
weise auf fehlende Trennungsbereitschaft, um die Fahreignung verneinen zu können, was der 
Verwaltungsgerichtshof im Beschluss vom 16.4.2020 (VGHMUENCHEN Aktenzeichen 
11CS20550 11 CS 20.550) klargestellt habe. Das Verwaltungsgericht habe hingegen pauschal 
auf die abstrakte Gefährlichkeit des Mischkonsums abgestellt, ohne zu prüfen, ob eine Wir-
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kungskumulation konkret vorgelegen habe oder der Konsument in der Lage gewesen sei, zwi-
schen Konsum und Fahren zu trennen. Dies lasse eine ausreichende Sachverhaltsaufklärung 
vermissen. Zudem habe der Verwaltungsgerichtshof in derselben Entscheidung offengelassen, 
ob bei einem gelegentlichen Cannabiskonsumenten durch einen einmaligen Mischkonsum 
ohne Verkehrsbezug die Fahreignung ohne weitere Aufklärung verneint werden dürfe oder ob 
in solchen Fällen lediglich Fahreignungszweifel bestünden, die zunächst durch ein medizi-
nisch-psychologisches Gutachten zu klären seien. Diese Frage hätte das Verwaltungsgericht 
aufgreifen müssen. Außerdem weiche es von der Systematik der Fahrerlaubnis-Verordnung 
und § FEV § 14 Abs. FEV § 14 Absatz 1 Satz 3 FeV aF ab, was schwierige Fragen zur Reich-
weite der behördlichen Aufklärungspflicht und zur verfassungsrechtlichen Verhältnismäßig-
keit eines sofortigen Fahrerlaubnisentzugs aufwerfe. Weiter bestehe aufgrund des Konsum-
cannabisgesetzes und § FEV § 13a FeV eine neue Rechtslage. Auch bei Mischkonsum wür-
den nun differenziertere Maßstäbe gelten, was verdeutliche, dass die bisherige pauschale Be-
wertung des Mischkonsums als zwingender Ausschlussgrund für die Fahreignung nicht mehr 
ohne Weiteres haltbar sei. Die Anwendung älterer Rechtsprechung, die noch auf der Grundla-
ge früher deutlich strengerer Maßstäbe erfolgt sei, sei mit der neuen Gesetzeslage nicht ohne 
Weiteres vereinbar. Vielmehr sei eine an der Einzelfallgerechtigkeit orientierte Prüfung erfor-
derlich, die insbesondere die Trennungsbereitschaft, die konkrete Wirkungskumulation und 
die Verkehrsrelevanz des Konsums berücksichtige. Die Entziehung der Fahrerlaubnis – insbe-
sondere ohne vorherige Gutachtensanordnung – stelle einen schwerwiegenden Grundrechts-
eingriff dar. Von ihr gehe faktisch eine strafähnliche Wirkung aus, da sie den Betroffenen in 
seiner persönlichen und beruflichen Mobilität erheblich einschränke. Folglich bestehe die 
Möglichkeit der Verletzung von Verfassungsrecht, insbesondere des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes und des Willkürverbots (Art. GG Artikel 3 Abs. GG Artikel 3 Absatz 1 GG). Im 
Lichte der neuen gesetzlichen Rahmenbedingungen sei es daher geboten, die bisherige Ver-
waltungspraxis und Rechtsprechung kritisch zu hinterfragen und an die veränderte gesell-
schaftliche und rechtliche Bewertung des Cannabiskonsums anzupassen. Im Übrigen ergebe 
sich die besondere Schwierigkeit auch daraus, dass die Rechtssache entgegen § VWGO § 6 
Abs. VWGO § 6 Absatz 1 Nr. VWGO § 6 Absatz 1 Nummer 1 VwGO nicht auf den Einzel-
richter übertragen worden sei. Weiter habe sie auch grundsätzliche Bedeutung (§ VWGO § 
124 Abs. VWGO § 124 Absatz 2 Nr. VWGO § 124 Absatz 2 Nummer 3 VwGO), weil sie die 
ungeklärte Rechtsfrage aufwerfe, unter welchen Voraussetzungen ein einmaliger Mischkon-
sum von Alkohol und Cannabis außerhalb des Straßenverkehrs – ohne konkrete Wirkungsku-
mulation oder Verkehrsauffälligkeit – den Entzug der Fahrerlaubnis rechtfertigen könne. Die 
grundsätzliche Bedeutung ergebe sich daraus, dass sie die Auslegung und Anwendung der §§ 
FEV § 11, FEV § 14 und FEV § 46 FeV sowie der Anlage 4 zur FeV beträfen. Die erstin-
stanzliche Entscheidung weiche von der bisherigen Auslegung dieser Normen durch Teile der 
obergerichtlichen Rechtsprechung aus den bereits dargelegten Gründen ab. Diese jüngsten 
Rechtsänderungen unterstrichen die Notwendigkeit, die bisherigen Maßstäbe für die Bewer-
tung von Mischkonsum neu zu justieren und an die veränderte Rechtslage anzupassen. Eine 
Rückwirkung der für den Fahrerlaubnisinhaber günstigeren Neuregelung im Hinblick auf die 
Rechtmäßigkeit der bisherigen Regelung sei verfassungsrechtlich geboten, insbesondere, weil 
ein Verstoß gegen das Gleichheitsgebot gemäß Art. GG Artikel 3 GG vorliege, da wesentlich 
Gleiches ungleich behandelt werde. Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts habe daher 
über den Einzelfall hinaus Bedeutung für die künftige Auslegung der Fahreignungsvorschrif-
ten im Lichte der neuen Gesetzeslage und der sich wandelnden gesellschaftlichen Bewertung 
von Cannabis.
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Aus den Gründen

Der zulässige Antrag auf Zulassung der Berufung ist unbegründet.

Die geltend gemachten Zulassungsgründe gemäß § VWGO § 124 Abs. VWGO § 124 Absatz 
2 Nr. VWGO § 124 Absatz 2 Nummer 1 bis VWGO § 124 Absatz 2 Nummer 3, § VWGO § 
124a Abs. VWGO § 124A Absatz 4 Satz 4 VwGO, auf deren Prüfung der Senat beschränkt ist 
(§ VWGO § 124a Abs. VWGO § 124A Absatz 5 Satz 2 VwGO; BayVerfGH, E. v. 14.2.2006 
– VERFGHBAYERN Aktenzeichen VF133VI04 Vf. 133-VI-04 – VerfGHE 59, 47/52; E. v. 
23.9.2015 – VERFGHBAYERN Aktenzeichen VF38VI14 Vf. 38-VI-14 – BayVBl 2016, 
BAYVBL Jahr 2016 Seite 49 Rn. BAYVBL Jahr 2016 Seite 49 Randnummer 52; Happ in 
Eyermann, VwGO, 16. Aufl. 2022, § 124a Rn. 54), sind nicht hinreichend dargelegt (§ 
VWGO § 124a Abs. VWGO § 124A Absatz 4 Satz 4 VwGO) bzw. liegen nicht vor.

1. Aus dem Zulassungsvorbringen ergeben sich keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit 
des angefochtenen Urteils (§ VWGO § 124 Abs. VWGO § 124 Absatz 2 Nr. VWGO § 124 
Absatz 2 Nummer 1, § VWGO § 124a Abs. VWGO § 124A Absatz 4 Satz 4, Abs. VWGO § 
124A Absatz 5 Satz 2 VwGO). Diese sind immer schon dann anzunehmen, wenn der Rechts-
mittelführer einen einzelnen tragenden Rechtssatz oder eine einzelne erhebliche Tatsachen-
feststellung mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage stellt (vgl. BVerfG, B. v. 18.6.2019 – 
BVERFG Aktenzeichen 1BVR58717 1 BvR 587/17 – BVerfGE 151, BVERFGE Jahr 151 
Seite 173 Rn. BVERFGE Jahr 151 Seite 173 Randnummer 32 mwN; B. v. 9.6.2016 – 
BVERFG Aktenzeichen 1BVR245312 1 BvR 2453/12 – NVwZ 2016, NVWZ Jahr 2016 Seite 
1243 = juris Rn. 16 mwN) und dies zugleich Zweifel an der Richtigkeit des Ergebnisses be-
gründet (vgl. BVerwG, B. v. 10.3.2004 – BVERWG Aktenzeichen 7AV403 7 AV 4.03 – 
DVBl 2004, DVBL Jahr 2004 Seite 838 = juris Rn. 9).

Das Verwaltungsgericht ist vorliegend zu Recht davon ausgegangen, dass dem Kläger die 
Fahrerlaubnis wegen fehlender Fahreignung zu entziehen war. Bei der Argumentation in sei-
nem Zulassungsantrag übersieht er, dass diese Maßnahme nicht allein aus der Wiederaufnah-
me des Cannabiskonsums und der Verwirklichung einer Zusatztatsache im Sinne von Nr. 
9.2.2 der Anlage 4 zur Verordnung über die Zulassung von Personen zum Straßenverkehr 
vom 13.12.2010 (Fahrerlaubnis-Verordnung – FeV, BGBl. I S. 1980), im maßgeblichen Zeit-
punkt des Bescheiderlasses zuletzt geändert durch Verordnung vom 20.7.2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 199), folgte, sondern daraus, dass hiermit die von dem noch verwertbaren medizinisch-
psychologischen Gutachten vom 18.12.2015 für die Annahme der Fahreignung vorausgesetzte 
Drogenabstinenz entfallen ist. Die positive Prognose der Gutachter beruhte ausdrücklich dar-
auf, dass die zum Begutachtungszeitpunkt festgestellte Drogenabstinenz auch zukünftig ein-
gehalten wird und keine erheblichen Verstöße gegen verkehrs- und strafrechtliche Bestim-
mungen begangen werden (vgl. Gutachten, S. 6). Wie der Beklagte zu Recht geltend macht, 
steht aber nach den strafrechtlichen Ermittlungen und den eigenen Angaben des Klägers fest, 
dass er in der Folge wieder gelegentlich Cannabis konsumiert hat und am 27.11.2022 auch ein 
Mischkonsum mit Alkohol stattgefunden hat, der in zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht 
zu einer kombinierten Rauschwirkung führen kann und somit die Aufgabe der Trennungsbe-
reitschaft möglich erscheinen lässt. Hierzu wird im Einzelnen auf den Beschluss des Senats 
im Beschwerdeverfahren (VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS24324 11 CS 24.324) vom 
5.6.2024 (juris Rn. VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS24324 2024-06-05 Randnummer 
19, VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS24324 2024-06-05 Randnummer 22) Bezug ge-
nommen, den sich auch das Verwaltungsgericht zu eigen gemacht hat. Der Wegfall der 
Grundlage für die positive Begutachtung sowie der die zweite Alternative der Nr. 9.2.2 der 
Anlage 4 zur FeV aF verwirklichende Mischkonsum außerhalb des Straßenverkehrs im No-
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vember 2022 haben vor dem Hintergrund der noch verwertbaren Verkehrsteilnahme am 
17.5.2012 unter dem Einfluss von Alkohol, Cannabis und Amphetamin die Annahme gerecht-
fertigt, dass dem Kläger die Fahreignung im maßgeblichen Zeitpunkt des Bescheiderlasses in 
Wahrheit bzw. erneut fehlte (vgl. S. 9 des angegriffenen Urteils).

Die Anordnung einer medizinisch-psychologischen Begutachtung war deshalb wegen § FEV 
§ 11 Abs. FEV § 11 Absatz 7 FeV nicht erforderlich. Der Einwand, die Entziehung der Fah-
rerlaubnis ohne vorherige Anordnung einer medizinisch-psychologischen Begutachtung stelle 
einen unverhältnismäßigen Eingriff in sein Grundrecht aus Art. GG Artikel 2 Abs. GG Artikel 
2 Absatz 1 GG dar, erscheint schon nicht nachvollziehbar, weil das Landratsamt eine derarti-
ge Anordnung gemäß § FEV § 14 Abs. FEV § 14 Absatz 1 Satz 3 FeV aF mit Schreiben vom 
22.6.2023 gerade getroffen und dem Kläger die Fahrerlaubnis wegen dessen Nichtbeibrin-
gung gemäß § FEV § 11 Abs. FEV § 11 Absatz 8 Satz 1 FeV entzogen hatte. Dabei war ent-
gegen den vom Kläger in erster Instanz vorgebrachten Bedenken gegen die gewählte Frage-
stellung der Fahrerlaubnisbehörde nichts einzuwenden. Das Thema des Begutachtungsauf-
trags war mit der Formulierung „trotz des in der Vergangenheit praktizierten gleichzeitigen 
Konsums von Cannabis und Alkohol“ eindeutig eingegrenzt und unmissverständlich vorgege-
ben. Da jedenfalls nach alter Rechtslage auch ein Mischkonsum ohne Zusammenhang mit 
einer Verkehrsteilnahme Bedenken gegen die Fahreignung begründete (vgl. BVerwG, U. v. 
14.11.2013 – BVERWG Aktenzeichen 3C3212 3 C 32.12 – BVerwGE 148, BVERWGE Jahr 
148 Seite 230 = juris Rn. 14 ff.), war es nicht erforderlich, schon die erste Frage auf das The-
ma Trennvermögen einzuschränken. Dass es insbesondere darum gehen sollte, ergibt sich aus 
der zweiten Frage. Von der Möglichkeit, sich gutachterlich ein weiteres Mal die Fahreignung 
zu bescheinigen lassen, hat der Kläger trotz anfänglicher Zustimmung entweder keinen Ge-
brauch gemacht oder er hat ein etwaiges negatives Gutachten, das die Einschätzung des Ver-
waltungsgerichts bestätigt hätte, nicht vorgelegt. Bei einem dauerhaften Eignungsmangel be-
gegnet die Entziehung der Fahrerlaubnis keinen verfassungsrechtlichen Bedenken (vgl. 
BVerfG, B. v. 20.6.2002 – BVERFG Aktenzeichen 1BVR206296 1 BvR 2062/96 – NJW 
2002, NJW Jahr 2002 Seite 2378 = juris Rn. 49 ff.). Sie ist zum Schutz hochrangiger Rechts-
güter wie Leben und Gesundheit auch in Härtefällen bzw. bei Angewiesenheit des Betroffe-
nen auf die Fahrerlaubnis und ungeachtet seiner persönlichen Verhältnisse oder individueller 
Schicksalsschläge verhältnismäßig (vgl. BayVGH, B. v. 12.2.2024 – VGHMUENCHEN Ak-
tenzeichen 11ZB23742 11 ZB 23.742 – juris Rn. VGHMUENCHEN Aktenzeichen 
11ZB23742 2024-02-12 Randnummer 26 mwN). Dem Schutz der Allgemeinheit vor Ver-
kehrsgefährdungen kommt besonderes Gewicht gegenüber den Nachteilen zu, die einem be-
troffenen Fahrerlaubnisinhaber in beruflicher oder in privater Hinsicht entstehen (vgl. 
BVerfG, B. v. 19.7.2007 – BVERFG Aktenzeichen 1BVR30507 1 BvR 305/07 – juris Rn. 
BVERFG Aktenzeichen 1BVR30507 2007-07-19 Randnummer 6).

Es bestehen auch keine verfassungsrechtlichen Bedenken dagegen, dass der Beklagte nicht 
rückwirkend das am 1.4.2024 in Kraft getretene günstigere Recht auf den Fall des Klägers 
angewandt hat (vgl. BayVGH, B. v. 23.4.2025 – VGHMUENCHEN Aktenzeichen 
11CS25203 11 CS 25.203 – NJW 2025, NJW Jahr 2025 Seite 1670 Rn. NJW Jahr 2025 Seite 
1670 Randnummer 21 mwN). Eine Rückwirkung der für den Fahrerlaubnisinhaber günstige-
ren Neuregelung hat der Gesetz- und Verordnungsgeber nicht vorgesehen (wie etwa durch 
Art. EGSTGB Artikel 316p iVm Art. EGSTGB Artikel 313 EGStGB, vgl. dazu NdsOVG, B. 
v. 23.9.2024 – OVGLUENEBURG Aktenzeichen 12PA2724 12 PA 27/24 – juris Rn. OV-
GLUENEBURG Aktenzeichen 12PA2724 2024-09-23 Randnummer 9). Sie ist im Hinblick 
auf die Rechtmäßigkeit der bisherigen Regelung auch nicht verfassungsrechtlich geboten (vgl. 
BayVGH, B. v. 31.10.2024 – VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11ZB241246 11 ZB 24.1246 
– DAR 2025, DAR Jahr 2025 Seite 42 Rn. DAR Jahr 2025 Seite 42 Randnummer 13; vgl. 
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auch BVerfG, B. v. 30.3.2007 – BVERFG Aktenzeichen 1BVR314406 1 BvR 3144/06 – 
BVerfGK 10, BVERFGK Jahr 10 Seite 553 Rn. BVERFGK Jahr 10 Seite 553 Randnummer 
23; B. v. 9.10.2000 – BVERFG Aktenzeichen 1BVR79195 1 BvR 791/95 – SozR 3-2200 § 
551 Nr. SOZR 32200 § 15 Rn. 24 ff.: Nichtanwendung günstigeren Rechts ohne ausdrückli-
che Rückwirkungsanordnung ist nicht verfassungswidrig).

Ferner geht der Einwand fehl, das Verwaltungsgericht gehe nur aufgrund von Mutmaßungen 
davon aus, dass der Kläger nach Wiedererteilung der Fahrerlaubnis im Dezember 2015 gele-
gentlich Cannabis konsumiert habe. Wie der Senat im Beschwerdeverfahren ausgeführt hat, 
ergibt sich dies bereits aus den Ausführungen des Klägers im Schreiben vom 4.9.2023 selbst 
(BayVGH, B. v. VGHMUENCHEN 5.6.2024 aaO Rn. 19). Diese Sachverhaltswürdigung 
greift er mit seinem Zulassungsvortrag nicht an. In jenem Schreiben wies der Kläger u. a. dar-
auf hin, dass es zwischen dem Konsum von Alkohol und Cannabis keine Verbindung zum 
Kraftverkehr und „immer“ eine deutliche Trennung bzw. Abgrenzung von Konsum und Teil-
nahme am öffentlichen Verkehr gegeben habe. Es handle sich um sog. weiche Drogen. An 
den eigenen Angaben muss sich der Kläger festhalten lassen. Sie sind grundsätzlich nicht mit 
bloßen Mutmaßungen und unbelegten Behauptungen gleichzusetzen (vgl. BayVGH, B. v. 
30.11.2022 – VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS222195 11 CS 22.2195 – juris Rn. 
VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS222195 2022-11-30 Randnummer 22; B. v. 16.3.2021 
– VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11CS202627 11 CS 20.2627 – juris Rn. VGHMUEN-
CHEN Aktenzeichen 11CS202627 2021-03-16 Randnummer 18 zu Angaben zum eigenen 
Gesundheitszustand). Unter Berücksichtigung des „Zwischenfalls“ vom 27.11.2022 rechtfer-
tigt dies die Annahme eines gelegentlichen Cannabiskonsums.

Der Beklagte war auch nicht verpflichtet, zunächst ein medizinisch-psychologisches Gutach-
ten gemäß § FEV § 14 Abs. FEV § 14 Absatz 1 Satz 3 FeV aF zur Abklärung der Fahreig-
nung anzuordnen, weil im Fall des Klägers die Besonderheit bestand, dass die noch verwert-
bare positive Eignungsprognose der Gutachter davon abhing, dass er seine Drogenabstinenz 
nicht aufgibt. Aus dem Beschluss des Senats vom 16.4.2020 – VGHMUENCHEN Aktenzei-
chen 11CS20550 11 CS 20.550 – kann der Kläger nichts für seinen Rechtsstandpunkt herlei-
ten, weil es dort anders als hier allein um die Anwendung von Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zur FeV 
ging. Dem entschiedenen Fall lag kein vergleichbarer Sachverhalt zugrunde, nämlich keine 
positive Eignungsbegutachtung unter der anhaltenden Voraussetzung weiterer Drogenabsti-
nenz, sondern eine erstmalige Fahrt unter Cannabiseinfluss und ein gelegentlicher Cannabis-
konsum mit Beikonsum von Alkohol in unbekannter Menge außerhalb des Straßenverkehrs. 
Dasselbe gilt für den Fall, den das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen mit Be-
schluss vom 14.11.2019 (OVGMUENSTER Aktenzeichen 16B63819 16 B 638/19 – NJW 
2020, NJW Jahr 2020 Seite 1010) entschieden hat. Deshalb kann dahinstehen, ob dessen 
rechtlicher Einschätzung zu folgen ist, dass die Verwirklichung einer der Zusatztatsachen der 
Nr. 9.2.2 der Anlage 4 zur FeV aF (keine Trennung von Konsum und Fahren, Mischkonsum, 
Persönlichkeitsstörung oder Kontrollverlust) jeweils die gleiche Rechtsfolge, nämlich die An-
ordnung eines Gutachtens gemäß § FEV § 14 Abs. FEV § 14 Absatz 1 Satz 3 FeV aF (aaO 
Rn. 12 ff. unter Verweis auf BVerwG, U. v. 11.4.2019 – BVERWG Aktenzeichen 3C1317 3 
C 13.17 – DAR 2019, DAR Jahr 2019 Seite 338 Rn. DAR Jahr 2019 Seite 338 Randnummer 
27 ff.i), nach sich ziehen müsse. Im Fall des Klägers war der festgestellte Mischkonsum „le-
diglich“ ein Anhaltspunkt dafür, dass er in alte Konsumgewohnheiten (vgl. Gutachten S. 8: er 
habe Alkohol und Drogen oft kombiniert) zurückgefallen ist, die nach Nr. 9.2.2 der Anlage 4 
zur FeV aF die Fahreignung aufhoben (vgl. BVerwG, U. v. 14.11.2013 – BVERWG Akten-
zeichen 3C3212 3 C 32.12 – BVerwGE 148, BVERWGE Jahr 148 Seite 230 = juris Rn. 14 
ff.). Im Übrigen galt noch die Einschätzung der Fahreignungsgutachter vom 18.12.2015.
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2. Nach den vorstehenden Ausführungen ergeben sich aus dem Zulassungsvorbringen auch 
keine besonderen rechtlichen Schwierigkeiten der Rechtssache (§ VWGO § 124 Abs. VWGO 
§ 124 Absatz 2 Nr. VWGO § 124 Absatz 2 Nummer 2 VwGO), die vorliegen, wenn eine kur-
sorische Prüfung der Erfolgsaussichten einer Berufung keine hinreichend sichere Prognose 
über den Ausgang des Rechtsstreits erlaubt (Happ in Eyermann, VwGO, § 124 Rn. 27; Seiber 
in Sodan/Ziekow, VwGO, § 124 Rn. 108). Derartige Schwierigkeiten folgen auch nicht dar-
aus, dass die Kammer des Ausgangsgerichts den Rechtsstreit nicht einem ihrer Mitglieder als 
Einzelrichter zur Entscheidung übertragen hat. Nach § VWGO § 6 Abs. VWGO § 6 Absatz 1 
Satz 1 VwGO ist die Übertragung auf den Einzelrichter nicht zwingend vorgeschrieben, son-
dern soll nur in der Regel erfolgen, wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tat-
sächlicher oder rechtlicher Art aufweist und keine grundsätzliche Bedeutung hat. Damit ver-
bleibt der Kammer insoweit ein – wenn auch eingeschränktes – Ermessen. Außerdem bindet 
die erstinstanzliche Bejahung oder Verneinung besonderer Schwierigkeiten im Sinne von § 
VWGO § 6 Abs. VWGO § 6 Absatz 1 Nr. VWGO § 6 Absatz 1 Nummer 1 VwGO das 
Rechtsmittelgericht nach ständiger Rechtsprechung nicht bei seiner Entscheidung über die 
Zulassung der Berufung nach § VWGO § 124 Abs. VWGO § 124 Absatz 2 Nr. VWGO § 124 
Absatz 2 Nummer 2 VwGO (vgl. BayVGH, B. v. 25.2.2025 – VGHMUENCHEN Aktenzei-
chen 11ZB241336 11 ZB 24.1336 – juris Rn. VGHMUENCHEN Aktenzeichen 11ZB241336 
2025-02-25 Randnummer 31 mwN), was auch dadurch deutlich wird, dass es dem Verwal-
tungsgericht nach § VWGO § 124a Abs. VWGO § 124A Absatz 1 Satz 1 VwGO verwehrt ist, 
die Berufung wegen besonderer tatsächlicher oder rechtlicher Schwierigkeiten zuzulassen. 
Ferner ist der maßgebliche Zeitpunkt für die Beurteilung der besonderen Schwierigkeiten bei 
der Zulassung der Berufung ein anderer als bei der Entscheidung über die Übertragung des 
Rechtsstreits auf den Einzelrichter (Kopp/Schenke, VwGO, 31. Aufl. 2025, § 124 Rn. KOPP-
SCHENKEKOVWGO 31 VWGO § 124 Randnummer 8).

3. Die Berufung ist auch nicht wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zuzulassen 
(§ VWGO § 124 Abs. VWGO § 124 Absatz 2 Nr. VWGO § 124 Absatz 2 Nummer 3 
VwGO). Einer Rechtssache kommt grundsätzliche Bedeutung zu, wenn für die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts eine konkrete, jedoch fallübergreifende Tatsachen- oder Rechtsfrage 
von Bedeutung war, deren noch ausstehende obergerichtliche Klärung im Berufungsverfahren 
zu erwarten ist und zur Erhaltung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung oder zu einer be-
deutsamen Weiterentwicklung des Rechts geboten erscheint (vgl. Happ, aaO § 124 Rn. 36). 
Dementsprechend verlangt die Darlegung der rechtsgrundsätzlichen Bedeutung nach § 
VWGO § 124a Abs. VWGO § 124A Absatz 4 Satz 4 VwGO, dass eine konkrete Tatsachen- 
oder Rechtsfrage formuliert und aufgezeigt wird, weshalb die Frage im Interesse der Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung oder der Fortentwicklung des Rechts klärungsbedürftig und klä-
rungsfähig, insbesondere entscheidungserheblich, ist; ferner, worin die allgemeine, über den 
Einzelfall hinausgehende Bedeutung dieser Frage besteht (vgl. Happ, aaO § 124a Rn. 72; Ru-
disile in Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht, Stand Februar 2025, § 124a VwGO Rn. 
SCHOCHKOVWGO 20250201 VWGO § 124A Randnummer 102 ff.).

Der Beklagte macht zu Recht geltend, dass die vom Kläger aufgeworfene Frage, unter wel-
chen Voraussetzungen ein einmaliger Mischkonsum von Alkohol und Cannabis außerhalb des 
Straßenverkehrs ohne konkrete Wirkungskumulation oder Verkehrsauffälligkeit den Entzug 
der Fahrerlaubnis rechtfertigen könne, schon nicht entscheidungserheblich und im Übrigen 
bereits geklärt ist.

Wie unter 1. bereits ausgeführt war der im Strafverfahren festgestellte Mischkonsum des Klä-
gers zum einen nicht allein ausschlaggebend für die Entziehung der Fahrerlaubnis. Zum an-
dern sind sowohl das Verwaltungsgericht als auch der Senat aufgrund der in der im November 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=SCHOCHKOVWGO&stand=20250201&g=VWGO&p=124A&rn=102
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124A&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2&n=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=KOPPSCHENKEKOVWGO&aufl=31&g=VWGO&p=124&rn=8
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=KOPPSCHENKEKOVWGO&aufl=31&g=VWGO&p=124&rn=8
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124A&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGHMUENCHEN&az=11ZB241336&d=2025-02-25&rn=31
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGHMUENCHEN&az=11ZB241336&d=2025-02-25&rn=31
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGHMUENCHEN&az=11ZB241336&d=2025-02-25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGHMUENCHEN&az=11ZB241336&d=2025-02-25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2&n=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2&n=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=6&x=1&n=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=6&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=6
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=6&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=6
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2&n=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VWGO&p=124
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2022 entnommenen Blutprobe des Klägers festgestellten Werte von 0,89 ‰ Blutalkohol und 
4,7 ng/ml THC davon ausgegangen, dass es zu einem Mischkonsum gekommen war, der in 
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht zu einer kombinierten Rauschwirkung führen konnte 
(vgl. BayVGH, B. v. VGHMUENCHEN 5.6.2024 aaO Rn. 22). Die gerichtliche Annahme, 
dass jedenfalls dann hiervon auszugehen ist, wenn für Alkohol die Schwelle alkoholbedingter 
relativer Fahruntüchtigkeit (vgl. Begr. zum ÄndG vom 27.4.1998, BT-Drs. 13/1439, abge-
druckt in Hentschel/König, Straßenverkehrsrecht, 48. Aufl. 2025, § 24a StVG Rn. HEKOE-
DAKOSTVR 48 STVG § 24A Randnummer 1) sowie für THC der analytische Grenzwert von 
1 ng/ml, jenseits dessen eine „Wirkung“ im Sinne von § STVG § 24a Abs. STVG § 24A Ab-
satz 2 StVG angenommen werden kann (Hühnermann in Burmann/Heß/Hühnermann/Jahnke, 
Straßenverkehrsrecht, 28. Aufl. 2024, § 24a StVG Rn. JANJAGBURKOSTVR 28 STVG § 
24A Randnummer 25), erheblich – und im Übrigen auch der neue Grenzwert gemäß § STVG 
§ 24a Abs. STVG § 24A Absatz 1a StVG nF von 3,5 ng/ml THC – überschritten ist, hat der 
Kläger nicht angegriffen.

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STVG&p=24A&x=1A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STVG&p=24A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STVG&p=24A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=JANJAGBURKOSTVR&aufl=28&g=STVG&p=24A&rn=25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=JANJAGBURKOSTVR&aufl=28&g=STVG&p=24A&rn=25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STVG&p=24A&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STVG&p=24A&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=STVG&p=24A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=HEKOEDAKOSTVR&aufl=48&g=STVG&p=24A&rn=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=400&w=HEKOEDAKOSTVR&aufl=48&g=STVG&p=24A&rn=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=VGHMUENCHEN&d=2024-06-05
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